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Neue Wirtschaftsministerin vereidigt
Berlin. Die frühere Bundesjustizministerin
Brigitte Zypries ist achtMonate vor der Bun-
destagswahl an die Spitze des Wirtschafts-
ressorts gewechselt. Die 63 Jahre alte SPD-
Politikerin übernahm am Freitag das Amt
von Sigmar Gabriel (SPD), der Frank-Wal-
ter Steinmeier als Außenminister abgelöst
hat. Damit wird das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium erstmals von einer Frau geführt.
Zypries war dort bereits parlamentarische
Staatssekretärin. Sie bleibt nach eigenen
AngabenKoordinatorin für Luft-undRaum-
fahrt.
In ihrer erstenRede als Bundeswirtschafts-

ministerin unmittelbar nach ihrer Vereidi-
gung im Bundestag machte sich Zypries für
denFreihandel stark undkritisierteUS-Prä-
sident Donald Trump. In einer globalisier-
tenWelt könne „der Bau vonMauern keine
Antwort sein“, sagte sie im Parlament mit
Blick auf die von Trump geplanteMauer an
der US-Grenze zu Mexiko. Die deutsche
Volkswirtschaft hänge fundamental von
internationalen Vernetzungen und Markt-
zugang ab. „Wer, wenn nichtwir, muss des-
halb für fairen und freien Handel einste-
hen?“, fragte die ehemalige Justizministe-
rinwährendeinerDebatte über dasEU-Han-
delsabkommen Ceta mit Kanada.
Zypries hat langjährigeRegierungserfah-

rung. Nachdem sie von Bundespräsident
Joachim Gauck am Vormittag die Ernen-
nungsurkunde erhalten hatte, wurde sie als
Neuling im aktuellen schwarz-roten Kabi-
nett im Bundestag vereidigt. Bei der Amts-
übernahme sagte Zypries, das Wirtschafts-
ministerium sei in den vergangenen drei
Jahren ein Ort der Sozialpartner geworden.
„GewerkschaftenundArbeitgeber sindhier
gern gesehene Gäste.“ Zu den Schwer-
punktthemen für Zyprieswird in dennächs-
tenMonaten die Sicherung des Freihandels
gehören. Daneben muss sie die Digitalisie-
rung sowie dieEnergiewende vorantreiben.
Wie ihr Vorgänger dürfte Zypries auf mehr
Investitionen dringen.
Zypries gilt als zurückhaltende, aber flei-

ßige und pragmatische Politikerin. Die Ju-
ristin sammelte schon unter Gerhard Schrö-
der (SPD) und in der erstengroßenKoalition
unter Angela Merkel (CDU) Erfahrungen
als Ministerin: Sie leitete von 2002 bis 2009
das Justizressort.

Zypries macht sich
für Freihandel stark

HAMBURG
Brosda wird Kultursenator
Hamburg. Carsten Brosda (SPD) soll neuer
Kultursenator inHamburgwerden.Das teil-
te die Senatskanzlei am Freitag in der Han-
sestadt mit. Brosda ist Nachfolger von Bar-
bara Kisseler (parteilos), die im vergange-
nenOktober gestorbenwar. Brosdawar bis-
lang Staatsrat und hatte die Kulturbehörde
bereits in den vergangenen Monaten ge-
meinsam mit Finanzsenator Peter Tschent-
scher (SPD) geführt. Neue Staatsrätin in der
Kulturbehörde wird die frühere Justizsena-
torin Jana Schiedek (SPD). DPA

FESTNAHME
Waffenfund bei „Reichsbürger“
Keltern. Ein 43-jähriger mutmaßlicher
„Reichsbürger“ ist inKeltern inBaden-Würt-
temberg verhaftet worden. Wie Polizei und
Staatsanwaltschaft am Freitag mitteilten,
wurde der in Pforzheim lebende Mann bei
seinem Gartengrundstück von SEK-Beam-
ten überwältigt. Dabei sei er leicht verletzt
worden. Bei seiner Verhaftung hatte er ein
Messer und eine scharfe Pistole bei sich. In
seiner Wohnung entdeckten die Beamten
eine Pumpgun, eine Armbrust sowie meh-
rere Hieb- und Stichwaffen. Zudem stießen
sie auf rund 150 Schuss scharfer Munition
und einen fünfstelligen Geldbetrag. DPA

AUSLIEFERUNG VON MILITÄRS
Türkei droht Griechenland
Athen.Griechenlandhat dieDrohungender
Türkei wegen der verweigerten Ausliefe-
rung acht türkischer Militärs, die Asyl be-
antragt haben, zurückgewiesen. Griechen-
land sei ein Rechtsstaat, erklärte das Büro
von Regierungschef Alexis Tsipras am Frei-
tag. Nach der Entscheidung des obersten
griechischen Gerichtshofs vom Vortag, die
acht Soldaten nicht an die Türkei auszulie-
fern, hatte der türkischeAußenministerMev-
lütCavusogluGriechenlandmitKonsequen-
zen gedroht. Am Freitag stellte die Türkei
einen zweiten Auslieferungsantrag. DPA

BULGARIEN
Übergangsregierung im Amt
Sofia. Der neue bulgarische Präsident Ru-
men Radew hat eine Übergangsregierung
insAmt eingeführt. Das Interimskabinett aus
Experten solle „freie und faire Wahlen“ am
26.März vorbereiten, sagte Radew amFrei-
tag in Sofia. Geführt wird die Übergangsre-
gierung vondemangesehenen Jura-Profes-
sor Ognjan Gerdschikow (70), der von 2001
bis 2005 Parlamentspräsident war und der
zentristischen Partei NDSW von Ex-König
Simeon II. angehört. Es ist bereits die dritte
vorgezogene Parlamentswahl binnen vier
Jahren. DPA

Berlin. „Die Menschen magern hier zum
Skelett abund sterbenwie die Fliegen.Man
beerdigt die hautüberzogenen Knochen
ohne Sarg.“ Das sind harte, schmucklose,
bedrückende Sätze aus demBrief von Ernst
Putzki, der 1945 in der Tötungsanstalt Ha-
damar ermordet wurde. Sebastian Urbans-
ki liest sie anlässlich desHolocaust-Gedenk-
tages konzentriert und langsam vor – und
verleiht ihnendadurch einebesondereWür-
de.Urbanski, Schauspieler amBerliner Ram-
bazamba-Theater, leidet am Down-Syn-
drom. Der 38-Jährige ist der erste Mensch
mit geistiger Behinderung, der jemals im
Bundestag gesprochen hat.
Das deutsche Parlament erinnert amFrei-

tag in einer Gedenkstunde an dieMillionen
Opfer des Nationalsozialismus. Im Mittel-
punkt stehen die Opfer der „Euthanasie“-
Morde. Euthanasie heißt übersetzt guter, ja
schöner Tod – ein Euphemismus, den das
Regime für die systematische Ermordung
von Kranken und Behinderten nutzte. „Wir
gedenken in diesem Jahr besonders der
Kranken, Hilflosen und aus Sicht der NS-
Machthaber ,Lebensunwerten‘, die im so-
genannten ,Euthanasie‘-Programm ermor-
detwurden“, sagt BundestagspräsidentNor-
bert Lammert (CDU). „300000 Menschen,
diemeisten zuvor zwangssterilisiert und auf
andere Weise gequält.“ Er kritisiert in sei-
ner Ansprache, dass die Aufarbeitung die-
ser Morde lange nicht stattgefunden habe.
Dass sich in dieser Frage etwas getan habe,
sei demhartnäckigenEinsatz einzelner Per-
sonen zu verdanken.
Einer dieserMenschen istHartmutTraub.

Zwei Jahre lang ist der Neffe des NS-Op-
fers Benjamin Traub auf Spurensuche ge-
gangen, umdemSchicksal seines Familien-
mitglieds nachzuspüren.NunberichtetHart-
mut Traub im Bundestag darüber, wie der
1914 geborene Benjamin erst psychisch er-
krankte unddann vondenNationalsozialis-
ten ermordet wurde. Benjamin sei ein guter
Schüler gewesen, er habe Musiker werden
wollen. Aber dann verletzte er sich schwer
an der Hand, verzweifelte, unternahm
Selbsttötungsversuche und landete in einer
Anstalt. Oder wie Hartmut Traub es nennt:
„in einer Vorhölle“.
Hartmut Traub kann beklemmenddetail-

liert beschreiben, wie Benjamin schließlich
mit 63 anderen in eine Tötungsanstalt ver-
bracht wurde. Wie sich dort alle entkleiden
mussten.Wie sie darauf untersuchtwurden,
ob sie Goldzähne hatten, die es nach ihrem
Tod herauszureißen galt. Oder darauf, ob
man dem Leichnam später zu Forschungs-
zwecken das Gehirn entnehmen wollte.
HartmutTraubbeschreibt,wieBenjaminmit
den 63 anderen – angeblich zum Duschen
– in den drei mal fünf Meter großen Verga-
sungsraum gepfercht wurde. „Was hören

sie? Was riechen sie? Mit wem stehen sie
dicht an dicht?“ fragt Traub.
Sigrid Falkenstein, Nichte der ebenfalls

ermordeten Anna Lehnkering – damalige
Diagnose: „angeborener Schwachsinn“ –
spricht darüber, wie lange bei ihr zu Hause
über diesenTeil der Familiengeschichte aus
Angst und Scham nicht gesprochen wurde.
Die Opfer seien im kollektiven Bewusstsein
über viele Jahre weiter stigmatisiert wor-
den, während die meisten Täter nicht zur
Rechenschaft gezogen worden seien.
„Schweigen macht krank“, sagt sie. „Es
kannhelfen, über das Erlebte zu sprechen.“
Wennvor derRegierungsbankein schwar-

zer Flügel aufgebaut ist, dann ist eine be-
sondere Stunde im Bundestag. Zudem sitzt
derHornist Felix Klieser tief in seinemStuhl
und hält sein Instrument – mangels eigener
Arme – mit dem nackten Fuß fest. Die mu-
sikalischen Interpretendes Stückesmit dem
Titel „Todeserfahrung“ führen vor, wie be-

drückend auch helle, hohe Töne sein kön-
nen. Der Schauspieler Sebastian Urbanski
sitzt derweil in der letzten Reihe der Bun-
desratsbank und hat den Kopf tief auf seine
Brust gesenkt. Am Ende holt Bundestags-

präsident Lammert unter großem Applaus
noch mal alle Redner nach vorn. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) schüttelt
Hände. Bundespräsident Joachim Gauck
legt seinen Arm um Urbanskis Schulter.

Vom Wert des Lebens
Anlässlich des Holocaust-Gedenktages erinnert Bundestag auch an Ermordung Hunderttausender Behinderter

VoN ToBIAS PETER

Der ohne Arme geborene Hornist Felix Klieser spielte bei der Gedenkstunde im Bundestag das Stück „Todeserfahrung“. FOTO: DPA

Hausverbot für Höcke in KZ-Gedenkstätte Buchenwald
Die KZ-Gedenkstätte Buchenwald hat dem um-
strittenen Chef der Thüringer AfD-Landtagsfraktion,
Björn Höcke, Hausverbot erteilt. Höcke wurde von
einem Mitarbeiter bei der Zufahrt zur Gedenkveran-
staltung für die Opfer des Nationalsozialismus ge-
stoppt. Er händigte ihm das schriftliche Verbot aus.
Höcke akzeptierte diese Entscheidung der Gedenk-
stätte und fuhr wieder ab. Nach Angaben des Ge-
denkstättenmitarbeiters kritisierte Höcke, dass ein
Tag, der dem Gedenken gewidmet sei, zur politi-
schen Auseinandersetzung um seine Person miss-
braucht werde. Die Gedenkstättenleitung hatte dem
Rechtspopulisten am Donnerstag mitgeteilt, dass er
wegen seiner Forderung nach einer 180-Grad-Wen-

de in der Erinnerungskultur beim Gedenken für die
Opfer des Nationalsozialismus auf dem ehemaligen
Lagergelände unerwünscht sei.
In der Gedenkstätte Auschwitz-Birkenau ist am
Freitag an die Befreiung des nationalsozialistischen
Vernichtungslagers vor 72 Jahren erinnert worden.
40 ehemalige Häftlinge legten vor dem Tor mit der
berüchtigten Aufschrift „Arbeit macht frei“ Kränze
nieder und zündeten Kerzen an. Das Konzentrations-
lager Auschwitz wurde 1940 von den deutschen Be-
satzern in Polen errichtet. In Auschwitz-Birkenau,
dem größten NS-Vernichtungslager, wurden etwa
1,1 Millionen Häftlinge ermordet, die meisten davon
Juden. DPA/EPD

Übergriffe in der Truppe
Verteidigungsministerium bestätigt erniedrigende Rituale in einer Ausbildungskaserne
VoN STEVEN GEYER

Berlin. Die Bundeswehr hat einen neuen
Skandal: In einer Ausbildungskaserne im
baden-württembergischen Pfullendorf kam
es zu einer Häufung „ernst zu nehmender
Vorfälle“, bestätigte das Verteidigungsmi-
nisteriumamFreitag.Der Spiegel hatte über
erniedrigende Rituale, sexuelle Übergriffe
und andere Straftaten bei der Spezial-Ein-
heit des Heeres berichtet.
DieBundeswehrführunghabe bereits per-

sonelle und organisatorische Maßnahmen
ergriffen, sagte ein Sprecher dieser Zeitung.
Das Ministerium habe unmittelbar, nach-
demes vondenPraktiken erfuhr, die bei der
Sanitäterausbildung in Pfullendorf offenbar
an der Tagesordnung waren, eine interne
Ermittlergruppe eingesetzt und die Haus-
spitze informiert. Die fristloseEntlassungvon
sieben Mannschaftssoldaten mit einer
Dienstzeit unter vier Jahren sei bereits be-
antragt, weil sie an den sexuell motivierten
Ritualenbeteiligtwaren. Seit diesemDiens-
tag ermittelt auch die Staatsanwaltschaft
Hechingen wegen sadistischer Übergriffe.
Es besteht derVerdacht der Freiheitsberau-
bung, gefährlichen Körperverletzung, Ge-
waltdarstellung und Nötigung, so das Mi-
nisterium. Bis zur Enthüllung der Vorgänge

durch den Spiegel hatte man sie allerdings
geheim gehalten.
In einem zweiten Komplex wurden zwei-

felhafte Ausbildungspraktiken in Pfullen-
dorf aufgedeckt, derentwegen sieben wei-
tere Soldaten, überwiegend Ausbilderfüh-
rungspersonal, zunächst versetzt und diszi-
plinarisch gemaßregelt wurden.
Die Bundeswehr erfuhr nach Informatio-

nen des Wehrbeauftragten des Bundesta-

ges,Hans-Peter Bartels, vondenVorwürfen
im vergangenenOktober, als sich ein weib-
licher Leutnant aus demSanitätsbereich der
fraglichenKaserne an ihnwendete, zugleich
auch direkt an Ministerin Ursula von der
Leyen (CDU). „Die unverzüglich eingelei-
tetenErmittlungenbestätigten inweitenTei-
len dieAngaben“, erklärte dasMinisterium.
Offenbar rechnet man mit der Aufdeckung
weiterer Fälle.

Der Eingang der Stauf-
fer-Kaserne der Bun-
deswehr. Wegen er-
niedrigender
Aufnahmerituale in
der Ausbildungskaser-
ne sind Ermittlungen
gegen mehrere Sol-
daten eingeleitet wor-
den. FOTO: DPA

Berlin.Menschen, die inDeutschlandMiss-
stände, Korruption oder Gesetzesverstöße
in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft auf-
deckenwollen, genießen inDeutschlandnur
unzureichendSchutz.Obwohl dieUnionund
die SPD im Koalitionsvertrag von 2013 zu-
gesichert haben, die internationalenVorga-
ben zumWhistleblower-Schutz überprüfen
zu wollen, fehlt so eine Überprüfung bis-
lang. Im Herbst 2015 erstellte der Bremer
Juraprofessor Andreas Fischer-Lescano im
Auftrag des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des (DGB) ein Rechtsgutachten, das bilan-
zierte, dassDeutschland seine international-
rechtlichen Vertragspflichten nicht erfüllt.
Dies ergibt sich unter anderem aus der UN-
Konvention gegen Korruption (UNCAC)
oder der OECD-Konvention zur Beste-
chungsbekämpfung.

Laut der Antikorruptionsorganisation
Transparency International liegt Deutsch-
land sowohl im privaten als auch im öffent-
lichen Sektor beim Whistleblower-Schutz
weit unter dem Durchschnitt. Dabei wird
Deutschland schon seit Jahren von OECD,
G20 und Europarat zu einer Verbesserung
des Schutzes von Hinweisgebern aufgefor-
dert. DochmehrereGesetzentwürfe vonsei-
ten der Opposition sind in der Vergangen-
heit im Bundestag gescheitert.
DasWhistleblower-Netzwerkkritisiert das

und fordert die Bundesregierung auf, noch
vor Ende der Legislaturperiode für einen
wirksamen Schutz für Informanten zu sor-
gen. „Eine offeneGesellschaft braucht heu-
temehr denn je Zivilcourage und zutreffen-
de Information“, kritisierteAnnegret Falter,
VorsitzendedesNetzwerks, amFreitag.Da-
durchwürden InformationenderÖffentlich-
keit vorenthalten.

Das Netzwerk fordert daher ein Gesetz,
das Arbeitnehmer und Beamte statusunab-
hängig vor Benachteiligung schützt. Außer-
dem will es verhindern, dass die Vorrats-
datenspeicherung inDeutschlandumgesetzt
wird, solange es kein Konzept zum Schutz
von besonders schutzbedürftigen Personen
gibt. Auch der Straftatbestand der Daten-
hehlerei soll neu formuliert werden. Denn
der sogenannte Datenhehlerei-Paragraf
202d stellt seit 2015 den Umgangmit Daten
unter Strafe, die jemand zuvor rechtswidrig
erworben hat. Journalisten sind zwar davon
ausgenommen, nicht jedoch externe Bera-
ter, Juristen oder Blogger. Dagegen hat nun
imDezember einBündnis vonBürgerrechts-
organisationen und Journalisten Verfas-
sungsbeschwerde in Karlsruhe eingelegt.
Wiewichtig einWhistleblower-Schutzge-

setz ist, weiß die ehemalige Arbeitsvermitt-
lerin Inge Hannemann. Sie hatte im Jahr

2013Missstände imJobcenterHamburg-Al-
tona aufgedeckt. Erst schrieb Hannemann
in ihrem Blog über die Umgangsweise mit
Hartz-IV-Empfängern. Sie wurde aufgefor-
dert, den Blog einzustellen. Als sie das nicht
tat, wurde sie freigestellt und zwangsver-
setzt. Sie klagte vorGericht, wieder als Job-
vermittlerin beschäftigt zuwerden. 2014 ei-
nigten sichdie Parteien auf einenVergleich,
seitdem arbeitet sie im Integrationsamt.
„Hätte es einen Schutz für Whistleblower
gegeben, wäre mir viel erspart geblieben“,
sagtHannemannheute.Noch immer hat sie
wegen der Gerichtskosten hohe Schulden,
10000 Euro muss sie nachzahlen. Doch das
ist „nur“ der finanzielle Schaden. Sie wur-
de gemobbt und ausgegrenzt. Vor einigen
Wochen hat das Whistleblower-Netzwerk
nun einenHilfsfonds ins Lebengerufen, der
InformantenRechtsbeistandundauchfinan-
zielle Mittel zur Verfügung stellen soll.

Netzwerk fordert Schutzgesetz für Informanten
VoN MELANIE REINSCH

Berlin.Für dieBewältigungdes Flüchtlings-
andrangs hat der Bund imvergangenen Jahr
rund 21,7MilliardenEuro aus seinemHaus-
halt zur Verfügung gestellt. Wie aus dem
vomBundesfinanzministeriumveröffentlich-
ten Monatsbericht für Januar hervorgeht,
wurden allein 9,3 Milliarden Euro für die
Entlastung von Ländern und Kommunen
aufgewendet. 7,1 Milliarden werden unter
demPunkt Fluchtursachenbekämpfungver-
bucht. Für Integrationsleistungen wendete
der Bund demBericht zufolge im vergange-
nen Jahr 2,1 Milliarden Euro auf. Für Auf-
nahme, Registrierung und Unterbringung
imAsylverfahrenwerden die Kostenmit 1,4
MilliardenEuro angegeben, für Sozialtrans-
ferleistungen nach Asylverfahren mit 1,7
Milliarden Euro.
Der Bund hatte im Zuge des Flüchtlings-

andrangs seine Leistungen an die Länder
erhöht. Sie und die Kommunen sind vorran-
gig für die Unterbringung und Versorgung
von Schutzsuchenden zuständig. Seit dem
vergangenen Jahr zahlt der Bund eine Pro-
Kopf-Pauschale für Asylsuchende im Ver-
fahren, zudemgabesmehrere Pauschalleis-
tungen in Milliardenhöhe. Daneben fielen
beim Bund weitere Kosten für die Aufsto-
ckung des Personals vor allem im Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge an.

22 Milliarden Euro
für Flüchtlinge

EPD

DPA


